
Das passiert, wenn Du am 26. Mai nicht wählen gehst!

Ziele der AfD auf Europäischer Ebene – wie sähe die EU unter 
rechter Führung aus?
Auszüge aus dem Europawahlprogramm der AfD

Die EU-Wahlen zum 9. Europäischen Parlament werden Signale setzen, die nicht 
mehr überhört werden können!

„Ein Europa der Nationen“
Sollten sich unsere grundlegenden Reformansätze im bestehenden System der EU nicht 
in angemessener Zeit verwirklichen lassen, halten wir einen Austritt Deutschlands oder 
eine geordnete Auflösung der Europäischen Union und die Gründung einer neuen 
europäischen Wirtschafts- und Interessengemeinschaft für notwendig (…)

Außen- und Sicherheitspolitik, Außenhandel und Entwicklungshilfe
Die Türkei gehört kulturell nicht zu Europa. Die AfD fordert den sofortigen Abbruch der
Beitrittsverhandlungen der EU mit der Türkei und die Einstellung der finanziellen 
Heranführungshilfen.

Deutschland hat während des Krieges über eine halbe Million syrischer 
Kriegsflüchtlinge aufgenommen, die jetzt unverzüglich zurückgeführt werden müssen.

Die Sicherung der personellen Grundlagen und adäquater Strukturen der Bundeswehr 
werden nur mit der Aufhebung der Aussetzung der Wehrpflicht möglich sein.

Finanzen und Wirtschaft
Wir kritisieren, dass die EU mit allen politischen Mitteln Verbrennungsmotoren z.B. über
absurde Grenzwerte, Fahrverbote und drastischer Strafzahlungen abschafft und daher 
deutsche Automobilunternehmen ins Ausland treibt.

„Die Nationen schützen!“
Darüber hinaus muss international im Internet Aufklärungsarbeit dahingehend betrieben 
werden, dass Deutschland niemanden mehr aufnimmt. Abgelehnte Asylbewerber müssen
das Land verlassen, einen nachträglichen „Spurwechsel“ (von einem Schutzstatus zu 
einem Bleiberecht) lehnen wir ab.

Für die Sicherung der Außengrenzen sind in erster Linie die betroffenen Staaten der EU 
national selbst zuständig, wie dies von Ungarn beispielhaft vorgelebt wird.

Ist ein Mitgliedsstaat hierzu dauerhaft nicht allein in der Lage, ist dieses als letzte 
Maßnahme temporär oder dauerhaft aus dem Schengen-Raum auszuschließen.

Zum Schutz der Bürger müssen neben EU-Außengrenzkontrollen auch nationale 
Grenzkontrollen dauerhaft wiedereingeführt werden.

Einen EU-Beitritt der Türkei lehnen wir ebenso strikt ab wie Visaerleichterungen oder 
gar Visafreiheit für türkische Staatsbürger. Türkische Staatsangehörige genießen 
hierzulande Sonderrechte, die auf längst überholten Verträgen beruhen.

Umweltschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
Es wird versucht, die seit Jahren sauberer werdende Luft in unseren Städten als 
gesundheitsgefährdend darzustellen. Die Fakten sind: Durch immer bessere Motoren 
steigt die Luftqualität trotz mehr Verkehr.

Der propagierte Ausbau der sogenannten Erneuerbaren Energien führt zu einer 
Vernichtung unserer Natur- und Kulturlandschaften.

Eine weitere Schaffung von Nationalparks und damit forstwirtschaftliche 
Flächenstilllegung lehnen wir ebenso ab wie das Abholzen der Wälder für die Errichtung
von Windindustrieanlagen. Denn in den letzten Jahren betreiben selbsternannte 
Umweltschutzorganisationen zunehmend Lobbyarbeit für die Windindustrie, zu Lasten 
des Waldes – und die EU schaut zu.

Die AfD hält Wölfe für eine Tierart, die schlecht in unsere gewachsene Kulturlandschaft 
passt.

Inneres, Recht und Justiz
Die Innere Sicherheit ist vielerorts schon jetzt nicht mehr gegeben, wobei illegal 
eingereiste Täter, häufig lapidar als Flüchtlinge bezeichnet, weit überproportional 
kriminell geworden sind.

Moscheen dürfen nicht vom islamischen Ausland finanziert werden. Minarette sind als 
islamische Herrschaftszeichen ebenso zu verbieten wie der Muezzin-Ruf, nach dem es 
außer Allah keinen anderen Gott gibt.

Öffentliche Freitagsgebete sollen als religiöse Machtdemonstrationen nicht gestattet 
sein.

Keine Klimaleugner und Rassist*innen ins EU-Parlament!                      Keine Klimaleugner und Rassist*innen ins EU-Parlament!



Familienpolitik
Die Familie ist die Keimzelle jeder Gesellschaft und steht deshalb in Deutschland unter 
dem besonderen Schutz des Grundgesetzes. Alle Personen haben das Recht, ihren 
Lebensstand frei zu wählen. Andere Formen des Zusammenlebens als die Ehe zwischen 
Mann und Frau sind zu respektieren, damit aber weder gleichzusetzen noch zu fördern.

Die AfD befürwortet hingegen eine explizit Geburten fördernde Familienpolitik, wie sie 
unter anderem von Frankreich, Polen und Ungarn bereits ansatzweise umgesetzt wird.
Gerade in den ersten drei Lebensjahren ist aus entwicklungspsychologischer Sicht eine 
externe Betreuung von Kleinkindern problematisch.

(…) muss Abtreibung die absolute Ausnahme bleiben, z.B. bei kriminologischer oder bei
bestimmten medizinischen Indikationen. Die AfD lehnt daher jede EU-Förderung von 
Organisationen oder Maßnahmen ab, durch die, oft in Entwicklungsländern, 
Abtreibungen forciert werden.

Bildung und Kultur
(…) muss die Entscheidung über die Anerkennung ausländischer Abschlüsse den 
Nationalstaaten vorbehalten bleiben.

Die Forderung der Vereinten Nationen, behinderten Kindern Teilhabe am 
Bildungssystem zu garantieren, ist in Deutschland bereits erfüllt. 

Kern der Gender-Ideologie ist die Leugnung von biologischen Unterschieden zwischen 
Mann und Frau, verbunden mit der Behauptung, dass Geschlechter nur soziale 
Konstrukte seien. Unterschiede etwa bei der Auswahl und Ausübung von Berufen 
werden als Beweis einer vermeintlichen Diskriminierung betrachtet und deren 
Beseitigung gefordert. Diese Ideologie entwertet die für den Bestand der Gesellschaft 
unverzichtbare Familie und verunsichert Kinder in ihrer sexuellen Identität.

Energie, Klima, Technik und Infrastruktur
Wir bezweifeln aus guten Gründen, dass der Mensch den jüngsten Klimawandel, 
insbesondere die gegenwärtige Erwärmung, maßgeblich beeinflusst hat oder gar steuern 
könnte. Klimaschutzpolitik ist daher ein Irrweg.

Ferner lehnt die AfD alle EU-Maßnahmen ab, welche die Reduzierung von CO2-
Emissionen mit dem Schutz des Klimas begründen.

Erstellt von den „Feministinnen gegen Rechts (FgR)“
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